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Es ist ein überraschender Ent-
scheid: Die Credit Suisse wehrt
sich nicht mehr gegen den um-
strittenen Abschreiber ihrer An-
leihen. Das geht aus einem Ent-
scheid des Bundesverwaltungs-
gerichts (BVGer) hervor, den das
Gericht gesternAbendveröffent-
licht hat. Im Zuge der Notüber-
nahme durch die UBS vor gut
zwei Monaten hatte die Finanz-
marktaufsicht (Finma) verfügt,
dass AT1-Obligationen in Höhe
von 16Milliarden Franken abge-
schrieben werden.

Diesmal geht es allerdings
nicht um Klagen von Investorin-
nen und Investoren, betroffen
sind Teile des Kaders der Bank.
Konkret Personen,die sogenann-

te Contingent CashAwards (CCA)
alsTeil ihrervariablenVergütung
bekommenhaben.Dabei handelt
es sich um Finanzinstrumente,
deren Gewinnentwicklung ähn-
lich funktioniert wie die AT1-An-
leihen. Allein aus dem Jahr 2019
wären indiesemFrühling268Mil-
lionen Franken fällig geworden.
Insgesamt war Ende 2022 eine
Summe von rund 360 Millionen
Franken ausstehend.

DerStreit zwischenderCSund
der Finma um den Abschreiber
derObligationen zieht sich schon
länger hin. Die Bank argumen-
tierte,dass dieVerfügungderFin-
ma vom 19. März, wonach sämt-
licheAT1-Obligationen ihrenWert
verlieren, nicht für die Boni in

FormvonCCAgilt.Dies unter an-
derem, weil deren Auszahlung
schon lange vor dem Kauf durch
die UBS beschlossene Sache ge-
wesen sei.Auchwurden diese Fi-
nanzinstrumente nicht von der
übergeordneten Holding, son-
dernvon anderen Gesellschaften
der Bank an deren Mitarbeiten-
den ausgegeben.

Die obersten Hierarchieebe-
nen derCSmussten bereits emp-
findliche Verluste bei den Boni
einstecken.DerBund hat perVer-
fügung die ausstehendenvariab-
len Vergütungen der Geschäfts-
leitungvollständig gestrichen, da
die Bank Staatshilfe erhalten hat.
Eine Hierarchieebene darunter
wurden sie um die Hälfte ge-

kürzt, eine Stufeweiter unten um
25 Prozent.

Auch im Interesse der UBS
Bezogen auf die CCA, liess die
Finma die Einwände nicht gel-
ten, worauf sich die CS am
24. April an das BVGer wandte,
mit einemGesuch umvorsorgli-
chen gerichtlichen Rechtsschutz.
Am9.Mai teilte die Bank demGe-
richt in St.Gallen dann abermit,
sie habe sich entschieden, doch
keine Beschwerde einzureichen.
Die CS zog ihrGesuchwieder zu-
rück.Nunwird dasVerfahren als
gegenstandslos abgeschrieben,
wie das BVGer in seiner Begrün-
dung schreibt. Der Entscheid
kann noch ans Bundesgericht

weitergezogen werden. Was ge-
nau den Sinneswandel der CS
ausgelöst hat, ist unklar.Wer si-
cher kein Interesse an einemVer-
fahren um den Abschreiber der
AT1-Anleihen hat, ist die UBS.Die
neue Besitzerin der CS rechnet
nach der Übernahme mit einem
Rekordgewinnvon 35Milliarden
Franken. Fast die Hälfte davon
ist auf den Abschreiber der Ob-
ligationen imUmfangvon 16Mil-
liarden zurückzuführen.

Geht die CS als künftige UBS-
TochtervorGericht dagegen vor,
könnte das in letzterKonsequenz
den Rekordgewinn der UBS in-
frage stellen. Insider halten es für
möglich, dass die UBS hinter der
Strategieänderung der CS steht.

Weder die Credit Suisse noch die
UBS haben den Entscheid auf
Anfrage kommentiert.

DerAbschreiberderObligatio-
nen durch die Finma hat eine
wahre Flut an Klagen ausgelöst.
Noch offen ist,wie sich derRück-
zug der CS-Beschwerde vor dem
BVGer auf mögliche Klagen von
Mitarbeitenden der Bank aus-
wirkt.Diese überlegen sich,gegen
die Finma vorzugehen. Ebenfalls
ausstehend sind noch die Be-
schwerden von AT1-Obligationä-
ren,die gegendenAbschreibervor-
gehen.Wanndas ersteUrteil in der
Sache gesprochen wird, gibt das
Gericht nicht bekannt.

Beatrice Bösiger

Credit Suisse wehrt sich nicht mehr gegen Anleihen-Abschreiber
Kehrtwende Im Zuge des Verkaufs wurden 16 Milliarden Franken an Anleihen abgeschrieben, wovon auch Angestellte betroffen waren.

Ombudsstelle Der Schweizerische
Bankenombudsmann hat im
letzten Jahr erneut mehr Be-
trugsfälle registriert. 2022 sei ein
«besonders herausforderndes»
Jahr gewesen, sagteAndreas Bar-
fuss gestern vor den Medien. Er
ist erst seit diesem Jahr als Ban-
kenombudsmann tätig. Denn
während die Nachwirkungen der
Corona-Krise noch spürbar gewe-
sen seien, hätten bereits rasant
ansteigende Inflationsraten die
Schlagzeilen dominiert.

2022 habe die Bankenom-
budsstelle insgesamt 2006 Fälle
abgeschlossen. Das seien rund
4 Prozent mehr als im Vorjahr.
Dabei habman einen «ungebro-
chenen Trend» hin zu immer
mehr Betrugsfällen festgestellt.
Ein Grossteil der schriftlich erle-
digten Fälle betreffe die Bereiche
Konto, Zahlungsverkehr und
Karten. In 257 Fällen habe man
beim betreffenden Finanzinsti-
tut interveniert und in 170 Fällen
konkrete Lösungsvorschläge ge-
macht. In 95 Prozent der Fälle sei
das betreffende Finanzinstitut
der Empfehlung des Ombuds-
mann gefolgt und den Kunden
entgegengekommen. (SDA)

Mehr Betrugsfälle
mit Kredit-
und Debitkarten

Umfrage Die Sicherstellung der
Lieferketten ist für viele Schwei-
zer Industriefirmen immer noch
problematisch.NebendemFach-
kräftemangel und einem hohen
Lohndruck sehen die meisten
Manager in einer Umfrage der
Zürcher Hochschule für Ange-
wandteWissenschaftendarin das
grösste Risiko für ihre Firma. Zu
diesem Schluss kommt das ges-
tern veröffentlichte «Swiss Ma-
nagers Survey».Mit 56,2 Prozent
bezeichnete eine klare Mehrheit
derbefragten Führungskräfte die
Lieferketten als das aktuell gröss-
te Risiko.Die betroffenen Firmen
sehen vor allem in der Beschaf-
fung aus Europa und im Aufbau
von Lagerkapazitäten Erfolg ver-
sprechende Gegenstrategien.

Generell schätzen zumindest
die Firmen aus dem Dienstleis-
tungssektor das Geschäftsklima
besser ein als imVorjahr. Die In-
dustriebetriebe sehen sich aber
laut den Umfrageergebnissen
aktuell in einer deutlich schwie-
rigeren Situation als noch im
März 2022. (SDA)

Viele Firmen haben
noch Problememit
den Lieferketten

Jon Mettler

In der aufgeheizten Debatte in
Malaysia um die Rechte der
LGBT-Gemeinschaft ist Swatch
zwischen die Fronten geraten.
WiemalaysischeMedien berich-
ten, hat das Ministerium für in-
nere Angelegenheiten Razzien
in elf Läden der Schweizer Uh-
renmarke durchgeführt. Dabei
soll die Behörde des muslimi-
schen Landes Zeitmesser in Re-
genbogenfarben der «Pride»-
Kollektion beschlagnahmt ha-
ben. Die Regenbogenfahne ist
ein Symbol der Lesben- und
Schwulenbewegung; LGBT steht
für lesbisch, schwul (Englisch
«gay»), bisexuell und trans.

Der Uhrenkonzern Swatch
Groupmit Sitz in Biel, zu demdie
Marke Swatch gehört, bestätigt
die Vorfälle. Die Razzien haben
dem Unternehmen zufolge am
13. und am 14.Mai stattgefunden.
Die Swatch Group kündigte an,
auf demRechtsweg die beschlag-
nahmteWare zurückzufordern.

KonzernchefNickHayek zeig-
te sich enttäuscht und besorgt
überdasVorgehen desMinisteri-
ums: «Wirbestreiten nachdrück-
lich, dass unsere Uhrenkollekti-
on inRegenbogenfarbenundmit
einerBotschaft des Friedens und
der Liebe für irgendjemanden
schädlich sein könnte», sagte er
gegenüber«Options».Dasmalay-
sische Lifestyle-Portal hatte als
Erstes über die Durchsuchungen
berichtet.

Razzien haben
eine Vorgeschichte
Hayek wies jegliche politischen
Absichten zurück und konnte
sich einen Seitenhieb nicht ver-
kneifen: «Wir fragen uns,wie das
Ministerium für innere Angele-
genheiten die vielen schönen na-
türlichen Regenbögen beschlag-
nahmenwill, die tausendmal im
Jahr am Himmel Malaysias auf-
tauchen.»

Homosexualität ist in Malay-
sia strafbar, wenn sie zur Anzei-
ge gebracht wird. In der Öffent-
lichkeit findet jedoch zusehends
eine Debatte um die Rechte von
Schwulen und Lesben statt. Das
missfällt der konservativen Re-

gierung und religiösen Parteien.
Letztere haben immer wieder
zum Boykott von Unternehmen
aufgerufen, die fortschrittliche
Ideale unterstützen oder Pro-
dukte verkaufen, welche keinen
konventionellen Geschlechter-
normen entsprechen.

Das Durchgreifen der malay-
sischen Behörden gegen Swatch
hat eine Vorgeschichte. Als be-
kannt wurde, dass die britische

Band Coldplay kommendenNo-
vember in der Hauptstadt Kuala
Lumpur auftritt, führte das in
konservativen Kreisen zu einem
Aufruhr. Coldplay ist bekannt da-
für, die LGBT-Gemeinschaft zu
unterstützen.

Als Reaktion auf das Konzert
riefen Malaysier in den sozialen
Medien dazu auf, Swatch-Uhren
wegzuwerfen, da dieMarke Pro-
dukte in den Regenbogenfarben
anbiete. Diese Appelle sollen die
Behörden erst dazu verleitet ha-
ben, gegen Swatch vorzugehen.
Das Ministerium für innere An-
gelegenheiten beruft sich dabei
auf ein Gesetz aus dem Jahr 1984.
Demnach müssen Firmen mit
Strafen rechnen, wenn sie Arti-
kel verkaufen, die als sittenwid-
rig oder wahrscheinlich sitten-
widrig angesehen werden.

DieRazzien stossen aberauch auf
Kritik. In den sozialen Netzwer-
ken wundern sich Bürgerinnen
und Bürger über die Prioritäten
desMinisteriums.«Die Behörden
könnten sich umKorruption,Ge-
walt gegen Frauen und Verbre-
chen in der Nachbarschaft küm-
mern, was das Leben der Men-
schen tatsächlich verbessern
würde, anstatt überUhren zuwa-
chen!», schreibt etwa eine Twit-
ter-Userin.

«Ein beunruhigendes
Ausmass an Intoleranz»
Jejaka, eine führende Organisa-
tion für die Rechte von Homose-
xuellen in Malaysia, zeigte sich
ihrerseits bestürzt und besorgt
über die jüngsten Beschlagnah-
mungen. «Die Massnahmen ge-
gen die ‹Pride›-Kollektion von

Swatch offenbaren ein zutiefst
beunruhigendesAusmass an In-
toleranz.Es geht ummehrals nur
umbunte Uhren, es geht umden
Respekt vor derVielfalt, die Mei-
nungsfreiheit und vor allem um
die Liebe», sagte Dhia Rezki Ro-
haizad, Vizepräsident der Orga-
nisation, gegenüber dem Nach-
richtenportal «Yahoo! News» in
Singapur.

Es ist nicht das ersteMal, dass
die Swatch Group inAsien Opfer
von politischen Einflüssen wur-
de. Während der monatelangen
Proteste in Hongkong im Jahr
2019 gegen die Peking-nahe Re-
gierung musste der weltgrösste
Uhrenhersteller dortmanche sei-
ner Läden aus Sicherheitsgrün-
den früher schliessen, deren Be-
trieb teils einstellen oder sie den
ganzen Tag geschlossen lassen.

Malaysia beschlagnahmt
Swatch-Uhren in Regenbogenfarben
Razzien in elf Läden Die Schweizer Uhrenmarke soll sittenwidrige Produkte verkauft haben,
lautet der Vorwurf. Konzernchef Nick Hayek kontert mit einem Seitenhieb auf die zuständige Behörde.

Firmenmüssen
mit Strafen rechnen,
wenn sie Artikel
verkaufen,
die als sittenwidrig
angesehenwerden.

«Pride»-Kollektion: Eines der Swatch-Modelle, die in Malaysia für rote Köpfe sorgen. Foto: PD


